
STÄDTE- UND GEMEINDEBUND  
SACHSEN-ANHALT

Ministerium der Finanzen 
Herrn Staatssekretär Malter 
Editharing 40 
39108 Magdeburg 

Vorab per E-Mail 

jl-ck  04.08.2022 

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (Revision 
FAG 2023)  
Ihr Schreiben vom 06. Juli 2022 

Sehr geehrter Herr Staatssekretär Malter,  

wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zu dem o. g. Gesetzentwurf zur Änderung des Finanz-
ausgleichsgesetzes schriftlich Stellung nehmen zu können.  

Den detaillierten Ausführungen stellen wir folgende Zusammenfassung voran:  

1. Die bereits aufgrund der Corona-Pandemie volatile Vorhersage zur wirtschaftlichen 
Entwicklung und damit zur Preis- und Steuerentwicklung hat sich durch den Ukra-
ine-Krieg zusätzlich verschärft.  

2. Die mit dem FAG 2022/2023 eingeführte Revisionsklausel ist grundsätzlich geeignet, 
auf Schwankungen zeitnah zu reagieren. Eine Beschränkung der Revisionsklausel 
ausschließlich auf das Jahr 2023 wird dem selbstgesteckten Ziel der Landesregie-
rung zur adäquaten Berücksichtigung der volatilen Ausgangslage nicht gerecht.  

3. Die in der aktuellen Frühjahrprognose der Bundesregierung unterstellte Preisent-
wicklung ist aufgrund der besonders volatilen Ausgangslage auf den gesamten Prog-
nosezeitraum anzuwenden. 

4. Die Anerkennung der bereits beschlossenen, aber bei der Mai-Steuerschätzung 2022 
noch nicht mitberücksichtigten „umfangreichen steuerlichen Entlastungsmaßnah-
men“ ist ausdrücklich zu begrüßen.  
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5. Die erneute drastische Kürzung der SGB II-Sonderbedarfs-
Bundesergänzungszuweisungen ab 2023 bedarf einer Anpassung der Datengrund-
lage zur aktuellen Revision.  

Im Folgenden werden wir uns weitestgehend auf die Umsetzung der Revision gemäß § 2 Abs. 
2 FAG beziehen. Den Ausführungen ist voranzustellen, dass wir hinsichtlich der Bedarfser-
mittlung zum aktuellen FAG 2022/2023 als Ausgangsbasis für die jetzige Revision ausdrück-
lich an unseren bisherigen Kritikpunkten festhalten, auch wenn diese nicht Bestandteil der Re-
visionsklausel sind: Dies betrifft vor allem die vollständige bedarfsmindernde Anrechnung 
der Bundesentlastung, die Rückkehr zur Steuerschätzung ohne Schaffung eines „Selbstver-
waltungsfreibetrages“ u. a. als Konsequenz der heterogenen Gewerbesteuerverteilung oder die 
bereits für 2022 ausgebliebene adäquate Berücksichtigung der tatsächlichen Entwicklung der 
SGB II-Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen (SGB II-SoBEZ).  

Zielstellung der Revisionsklausel in Zeiten volatiler Entwicklungen  

Ursprünglich war zur Umsetzung des Koalitionsvertrages ein Festbetrags-FAG für die Jahre 
2022 und 2023 vorgesehen, wobei die FAG-Masse für beide Jahre 1,735 Mrd. Euro betragen 
sollte. Im Gesetzgebungsverfahren zum FAG 2022/2023 hatten wir auf erhebliche Risiken 
hinsichtlich der Prognosefaktoren, u. a. aufgrund der fortdauernden Corona-Krise, hingewie-
sen, die sich durch den russischen Überfall auf die Ukraine zusätzlich verstärkt haben. 

Während die Landesregierung ursprünglich noch auf Basis der Daten der Frühjahrsschätzung 
2021 zunächst „eine Anhebung der Finanzausgleichsmasse für das Jahr 2023 nicht erforder-
lich [hielt], da davon auszugehen war, dass der voraussichtlich steigende Finanzbedarf im 
Jahr 2023 durch die voraussichtlich höheren eigenen Steuereinnahmen im Jahr 2023 gedeckt 
werden kann“, ist sie im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens ebenfalls zu der Erkenntnis ge-
langt, dass die aktuelle wirtschaftliche Lage und daher auch die Prognosefaktoren sehr volatil 
sind. Mit dem in den Landtag eingebrachten Gesetzentwurf wurde „angesichts der aktuell sehr 
volatilen Lage“ sowie der „großen Unsicherheiten“, mit der „sowohl die Inflationsrate als 
auch die Steuereinnahmen der Gemeinden … behaftet“ sind, „eine einseitige Revisionsklausel 
zugunsten der Kommunen in § 2 Abs. 2 des Gesetzentwurfs aufgenommen“ (s. S. 14 f. der 
LT-DS 8/463). 

Ziel der Revisionsklausel ist somit, die Prognosefaktoren Preisentwicklung und Steuerschät-
zung und letztendlich die aufgabenadäquate Finanzausstattung nach Art. 88 Abs. 1 LVerf 
LSA bestmöglich zu schätzen. Erwartungsgemäß ist in einer volatilen wirtschaftlichen Lage 
von vornherein mit stärkeren Schwankungen der Prognosefaktoren zu rechnen. Umso stärker 
ist der Gesetzgeber in der Pflicht, den Bedarf regelmäßig zu überprüfen und an die geänderten 
Prognosefaktoren anzupassen.  

Zu dieser Erkenntnis kommt auch die Landesregierung in bemerkenswerter Deutlichkeit, in-
dem sie die Revisionsklausel quasi als Resultat der ständigen Rechtsprechung der Landesver-
fassungsgerichte zur Beobachtungs- und gegebenenfalls Nachbesserungspflicht ansieht, in de-
ren Rahmen der Landesgesetzgeber die maßgeblichen Parameter auf ihre Sachgerechtigkeit 
zu überprüfen und unter Umständen anzupassen habe (s. S. 37 f. der LT-DS 8/463). 
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Aktuelle Ergebnisse der Revision  

Im Ergebnis des vorgelegten Gesetzentwurfs wird die FAG-Masse insgesamt um 14.409.000 
Euro erhöht. Diese Erhöhung wirkt ausschließlich bei den Landkreisen. Bei den kreisfreien 
Städten und den kreisangehörigen Gemeinden erfolgt unter Anwendung der aktualisierten 
Prognosefaktoren rein rechnerisch eine Reduzierung der FAG-Masse, weshalb die FAG-
Masse auf dem bisherigen Niveau des Gesetzes vom 04.04.2022 beibehalten wird. 

Nicht richtig ist die Aussage in der Gesetzesbegründung (S. 9), dass die unterschiedlichen Er-
gebnisse der Revision zwischen den kommunalen Gruppen, u. a. auf unterschiedliche Aufga-
ben, zurückzuführen sind. Denn die aktuelle Revision greift in keiner Weise auf sich ver-
meintlich geänderte unterschiedlicher Aufgabenstrukturen bzw. aktualisierte statistische Da-
ten zurück. Vielmehr resultieren die unterschiedlichen Ergebnisse aus der grundsätzlich unter-
schiedlichen Ausrichtung und damit unterschiedlichen Intensität der Prognose zwischen den 
kommunalen Gruppen. Bei den Landkreisen erfolgt eine Prognose der Ausgaben und Einnah-
men ausschließlich unter Anwendung des Prognosefaktors Preisentwicklung. Bei den kreis-
freien Städten und kreisangehörigen Gemeinden erfolgt zusätzlich zur Prognose der Ausgaben 
und Einnahmen unter Anwendung des Prognosefaktors Preisentwicklung hinsichtlich der 
Steuereinnahmen eine gesonderte Prognose.  

Der bereits zitierte Zusammenhang zwischen dem inflationsbedingten ansteigenden Finanzbe-
darf und durch höhere Steuereinnahmen sinkenden Finanzbedarf (s. S. 14 f. der LT-DS 8/463) 
wirkt ausschließlich bei den kreisangehörigen Gemeinden und kreisfreien Städten. Und im 
konkreten Fall der Fortschreibung des FAG 2023 fällt der unterstellte Anstieg der Steuerein-
nahmen mit +6,1 % gegenüber den unterstellten Steuereinnahmen für 2022 deutlich höher aus 
als die unterstellte Preissteigerung von +2,5 % für 2023. Um die unterschiedliche Prognose zu 
umgehen, sollte perspektivisch die Rückkehr zu den Steuer-Isteinnahmen unter Heranziehung 
eines geeigneten Prognosefaktors geprüft werden. Dabei muss auch betrachtet werden, dass 
die Prognose der Steuereinnahmen weitgehend identisch ist mit der Prognose der Umlagen.  

Ursächlich für die ausschließliche Bedarfserhöhung der Landkreise ist zudem die Streichung 
des bisherigen Zuschlags für kreisfreie Städte und kreisangehörigen Gemeinden zur Einhal-
tung des Koalitionsvertrags i. H. v. 20 Mio. Euro.  

Wir haben die Auswirkungen der im Gesetzentwurf vorgenommenen wesentlichen Änderun-
gen der Bedarfsermittlung gebietsgruppenscharf in der folgenden Tabelle näherungsweise 
dargestellt. 

Zusammenfassung  Insgesamt 
kreisfreie  

Städte 
Landkreise Gemeinden 

Steuerschätzung 2023 -118.000.000 -31.595.451 0 -86.404.549 

Fortschreibung 2023 100.898.078 28.489.044 14.524.639 57.884.394 

Streichung Zuschlag Einhaltung Koa-
litionsvertrag 2021 bis 2026 -20.000.000 -5.355.161 0 -14.644.839 

Insgesamt können die Ergebnisse aufgrund der nachfolgend dargestellten Gründe nicht über-
zeugen, daher ist eine Anpassung der Revision notwendig.  
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Notwendige Anpassung der Revision  

a) Preisentwicklung  

Aufgrund der hohen Prognoseunsicherheit unterscheidet sich die Ausgangslage für die Revi-
sion 2023 deutlich von jener in den Jahren 2014 und 2016. Denn die Volatilität betrifft er-
kennbar nicht nur die Entwicklung im Jahr 2023, sondern mindestens genauso jene in 2022. 
Aus den nachfolgend tabellarisch dargestellten Daten wird ersichtlich, dass vor allem die un-
terstellte Steigerung des Verbraucherpreisindexes für 2022 sehr volatil erscheint bzw. die ein-
gangs benannten Risiken in erheblichem Ausmaß widerspiegelt.  

Deflator privater Konsum Verbraucherpreisin-
dex 

LT-Drs. 8/463 Revision 
FAG 2023 

Frühjahrprojek-
tion BReg. 2022 

Frühjahrprojektion 
BReg. 2022 

2021 2,9 % 2,9 % 3,1 % 3,1 % 
2022 2,2 % 2,2 % 5,8 % 6,1 % 
2023 1,7 % 2,5 % 2,5 % 2,8 % 

Deutlich zu kritisieren ist daher, dass die für die Fortschreibung zugrunde gelegte Bedarfser-
mittlung des geltenden FAG 2022 nicht angepasst wurde. Hier wurde weiterhin auf die Preis-
entwicklungen in 2021 und 2022 abgestellt, welche auf der Herbstprojektion 2021 der Bun-
desregierung beruhen. Für 2021 beträgt die im aktuellen Gesetzentwurf unterstellte Preisent-
wicklung somit +2,9 % und für 2022 +2,2 %, während bei der Frühjahrsprojektion 2022 be-
reits Werte von +3,1 % für 2021 und +5,8 % für 2022 ermittelt wurden. Hiermit widerspricht 
die Landesregierung der eigens definierten Zielsetzung der Revisionsklausel. 

Es bedarf somit dringend der Aktualisierung der Bedarfsermittlung des geltenden FAG 2022 
als Berechnungsgrundlage für die daran anschließende Fortschreibung bzw. Revision 2023. 
Damit wird keine Spitzabrechnung für 2022 gefordert und die Kommunen tragen nach wie 
vor das Schätzrisiko für 2022 allein. Jedoch darf die Ausgangsbasis für die Fortschreibung auf 
2023 nicht zusätzlich auf den überholten Inflationsraten der Jahre 2021 und 2022 auf dem Da-
tenstand des Herbstes 2021 beharren. Dies würde nicht einer fairen Risikoverteilung zwischen 
Land und Kommunen entsprechen. Vielmehr ist dieser Schritt notwendig, um den eigenen 
Ansprüchen einer Beobachtungs- und Nachbesserungspflicht im Sinne einer aufgabenange-
messenen Finanzausstattung tatsächlich auch gerecht zu werden.  

Wir fordern daher die Fortschreibung des durchschnittlichen Finanzbedarfs der Jahre 2018-
2020 auf die Jahre 2021 und 2022 unter Heranziehung der aktuellen Frühjahrprognose der 
Bundesregierung 2022. Darauf fußend muss die Fortschreibung auf 2023 erfolgen.  

Dabei bedarf es einer Anpassung der Bedarfsermittlung auf den tatsächlich in § 2 Abs. 2 FAG 
genannten „harmonisierten Verbraucherpreisindex“. Warum erstmals im Rahmen der FAG-
Novelle 2022/2023 auf den „Deflator des privaten Konsums“ (Drs. 8/463, Anlage 8, S. 9) und 
nicht mehr auf den harmonisierten Verbraucherpreisindex abgestellt wurde, erschließt sich 
uns nicht. 
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b) Steuerschätzung  

Zusätzlich zu dem von der Landesregierung anerkannten erhöhten Schätzrisikos aufgrund der 
sehr volatilen wirtschaftlichen Entwicklung bei den Steuereinnahmen gilt es, die bereits aner-
kannten, durch das Bundeskabinett bereits beschlossenen, aber bei der Mai-Steuerschätzung 
2022 noch nicht mitberücksichtigten „umfangreichen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen“ 
zu beachten. Die hier vorgenommene Regionalisierung der zusätzlichen Mindereinnahmen 
kann nachvollzogen werden. Die ermittelten 28.784.000 Euro sind wie in Anlage 5 des Ge-
setzentwurfs von den bisher für 2023 unterstellten 2.056.000.000 Euro abzuziehen. 

Um dem eventuell erneuten Vorwurf der „Rosinenpickerei“ hinsichtlich der Anpassungen der 
Revisionsberechnung im Sinne der in den Abschnitten a) und b) enthaltenen Forderungen vor-
zubeugen, weisen wir ergänzend auf folgende Punkte hin: 

1. Die Inflationsrisiken im Jahr 2022 werden bereits vollständig von den Kommunen getra-
gen. Diese belaufen sich im Übrigen auf rund 12,78 Mio. Euro bei zugrunde gelegter In-
flation von 3,1 % in 2021 und 5,8 % in 2022. Insoweit wird das Land aus seiner für sich 
selbst reklamierten Pflicht teilweise entlassen, die FAG-Masse gegebenenfalls nachzubes-
sern. Es läge jedoch keine faire Risikoteilung vor, wenn das Land als Ausgangslage für 
die Fortschreibung auf 2023 auf veralteten Inflationsraten der Jahre 2021 und 2022 und 
somit auf dem Datenstand des Herbstes 2021 beharrt. 

2. Auch bei der Heranziehung der aktuellen Frühjahrprognose 2022 verbleibt bei den Kom-
munen ein erhebliches Schätzrisiko, sowohl hinsichtlich der Inflation als auch der Steuer-
einnahmen. Es ist aktuell nicht auszuschließen, dass der Kenntnisstand aus dem Frühjahr 
die Steuererwartungen deutlich überschätzt, hingegen die Inflationserwartungen wesentlich 
zu niedrig bewertet werden.  

Während die Mai-Steuerschätzung 2022 noch von einem BIP-Wachstum von 2,2 % für 
2022 und 2,5 % für 2023 ausging, erwartet die EU-Kommission mit Stand Mitte Juli 2022 
nur noch 1,4 % für 2022 und 1,3 % für 2023. Der IWF sieht aktuell die Wachstumsaus-
sichten noch pessimistischer mit 1,2 % für 2022 und 0,8 % für 2023. Ursächlich hierfür 
sind vor allem die Unsicherheiten hinsichtlich der Energieversorgung und die teureren 
Rohstoffe als Folge des Ukraine-Krieges. 

Damit zusammenhängend dürfte auch die im Frühjahr seitens der Bundesregierung für 
2022 unterstellte Inflation von 5,8 % im weiteren Verlauf des Jahres 2022 übertroffen 
werden. Die EU-Kommission erwartet mit Stand Mitte Juli 2022 einen Anstieg des Ver-
braucherpreisindexes auf 7,9 % für 2022 und 4,8 % für 2023.  

3. Die erhöhte Inflationsrate wird auch auf sämtliche Nettotransfers angewandt, obwohl der 
damit unterstellte Anstieg von vor allem 6,1 % in 2022 aber auch von 2,8 % in 2023 als 
unrealistisch anzusehen ist. Bei vielen der mit den Nettotransfers in Verbindung stehenden 
Finanzierungsregelungen auf bundes- oder landesgesetzlicher Ebene dürfte es an einer in-
flationsbedingten Anpassungsklausel mangeln.  

4. Die unterstellten Mindereinnahmen aufgrund der vom Bundeskabinett bereits beschlosse-
nen, aber bei der Mai-Steuerschätzung 2022 noch nicht mitberücksichtigten „umfangrei-
chen steuerlichen Entlastungsmaßnahmen“ wirken bereits in 2022. Unter Anwendung der 
hilfsweisen Berechnung des MF belaufen sich diese in 2022 auf 27.132.000 Euro (1,44 % 
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* 1.938.000.000 Euro). Dieses Schätzrisiko für 2022 wird ebenfalls vollständig von den 
kreisfreien Städten und kreisangehörigen Gemeinden getragen. 

SGG II-SoBEZ  

Bereits in der Anhörung zur Landtagsdrucksache 8/463 haben beide kommunalen Spitzenver-
bände die Einführung einer Revisionsklausel grundsätzlich begrüßt und eine Ergänzung um 
die in 2022 anstehende Überprüfung der SGB II-SoBEZ (§ 11 Abs. 3 FAG/Bund) gefordert. 
Dem ist der Landesgesetzgeber nicht gefolgt. 

Inzwischen liegen die Ergebnisse der diesjährigen Überprüfung vor. Die an die Landkreise 
und kreisfreien Städte auszureichenden SGB II-SoBEZ (netto) reduzieren sich von derzeit 
42,08 Mio. Euro auf 12,88 Mio. Euro jährlich für den Zeitraum 2023 bis 2025.  

Die aktuelle Überprüfung auf Bundesebene kann grundsätzlich nachvollzogen werden. Kri-
tisch sehen wir jedoch die ausbleibende Anpassung dieser bedarfsmindernden Einnahmeposi-
tion beim aufgabenbezogenen FAG der kreisfreien Städte und Landkreise, und das bereits 
zum dritten Mal in Folge. Das aktuelle FAG 2022/2023 greift auf die statistischen Daten der 
Jahre 2018-2020 zurück. Damit erfolgt eine bedarfsmindernde Anrechnung der SGB II-
SoBEZ in Höhe von 67,36 Mio. Euro (ohne Prognose anhand Verbraucherpreis). Als Folge 
werden im FAG-Jahr 2023 mindestens 54,5 Mio. Euro mehr angerechnet als tatsächlich aus-
gezahlt werden (Anlage 1). 

Während die bedarfsmindernden Steuereinnahmen so aktuell wie möglich sein müssen, wird 
hier so verfahren, als ob es die beiden letzten Kürzungen in 2020 und 2023 nicht gegeben hat. 
Zusätzlich werden die SGB II-SoBEZ noch inflationsbereinigt fortgeschrieben. Deutlicher 
kann man die einst vom Ministerium der Finanzen initiierte und auf die SGB II-SoBEZ ange-
wandte Bagatellgrenze von 5 Mio. Euro nicht unterlaufen (siehe u. a. LT-Drs. 6/3422). 

Es bedarf hier dringend einer Lösung. Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass sich das Prob-
lem auch bei der Fortschreibung des FAG 2024 und dem Rückgriff auf die Statistik der Jahre 
2020-2022 ergibt.  

Zusammenfassung  

In der Anlage 2 haben wir die Auswirkungen unserer zentralen Mindestforderungen zur An-
passung der aktuellen Revision dargestellt. Dies sind die Anpassung der Bedarfsermittlung an 
die Entwicklung der Verbraucherpreise lt. Frühjahrprognose der Bundesregierung 2022, die 
Korrektur der Mai-Steuerschätzung 2022 in Höhe der bereits beschlossenen Bundesentlastun-
gen und die Korrektur SGB II-SoBEZ. Die Anlage lassen wir Ihnen auf Wunsch gern auch 
mit entsprechenden Formeln im Excel-Format zukommen.  
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Ausblick 2024  

Darüber hinaus bedarf es mit Blick auf das FAG 2024 einer weiteren Diskussion zur Überprü-
fung der Prognose der Personalausgaben, der Nettotransfers und der dargestellten generellen 
unterschiedlichen Intensität der Prognose zwischen den kommunalen Gruppen. 

Hierfür und für Rückfragen zu den aktuellen Änderungsforderungen stehen wir Ihnen gerne 
zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Bernward Küper  
Landesgeschäftsführer 



 30.06.2022 Entwicklung

 SoBEZ strukturelle Arbeitslosigkeit - § 11 Abs. 3 FAG (Bund)*

und Berücksichtigung beim FAG 

Jahre, die als Datengrundlage f.  FAG- 

Bedarfsermittlung herangezogen wurden 2008-2010 2009-2011 2009-2011 2011-2013 2011-2013 2011-2013 2011-2013 2011-2013 2011-2013 2011-2013 2018-2020 2018-2020

SGB II-SoBEZ

Einnahmen Land gemäß § 11 Abs. 3 FAG 

(Bund)* - brutto1
132,86 132,86 145,30 145,30 145,30 94,20 94,20 94,20 50,12 50,12 50,12 15,33

Zuweisung gemäß § 4 Abs. 1 

Grundsicherungsgesetz LSA - netto2
110,00 110,00 122,00 122,00 122,00 80,00 80,00 80,00 42,08 42,08 42,08 12,88

Betrag, der beim FAG bedarfsmindernd 

berücksichtigt wurde3 
157,00 157,00 157,00 136,25 136,25 136,25 136,25 136,25 136,25 136,25 67,36 67,36

Differenz tatsächlicher Betrag und Ansatz 

Statistik (3. - 4.) -47,00 -47,00 -35,00 -14,25 -14,25 -56,25 -56,25 -56,25 -94,17 -94,17 -25,28 -54,48

Sonderausgleich im FAG für Differenz(in 2012 

durch MS LSA, ab 2013 über FAG)4
31,75 47,00 35,00 14,25 14,25 14,25 14,25 14,25 14,25 14,25

Verbleibende Differenz zw. tatsächlicher 

Betrag (3.) und Ansatz Statistik (4.) -15,25 0,00 0,00 0,00 0,00 -42,00 -42,00 -42,00 -79,92 -79,92 -25,28 -54,48

* Bis einschließlich 2019 § 11 Abs. 3a FAG (Bund) 

3 Das FAG 2017-2021 fußt auf der Bedarfsermittlung des FAG 2015/2016 bzw. Revision 2016 und damit der amtlichen Statistik 2011 - 2013. 

4 Letztmalig beim FAG 2015/ 2016 bzw. Revision 2016 erfolgte bedarfserhöhenden Ausgleich, der damit Bestandteil im FAG 201-2021 ist.

1 Landeshaushalt, Einzelplan 13, Kapitel 13 10, Titel 211 05

2 Landeshauhalt, Einzelplan 13, Kapitel 13 12, Titel 633 05

20172014 2015 2016Jahr 2012 2013 2018 2019 2020 2021 20232022

kappe
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SGSA Revision FAG 2023

- Anpassungen SGSA -
Stand:29.07.2022

Kennziffer Insgesamt
kreisfreie 

Städte
Landkreise

kreisangehörige 

Gemeinden/VbG
KFB ohne KB 70 und Umlagen 2018 2.220.639.201 790.145.554 1.297.071.976 133.421.671 

KFB ohne KB 70 und Umlagen 2019 2.301.027.424 839.299.373 1.338.536.146 123.191.905 

KFB ohne KB 70 und Umlagen 2020 2.323.160.885 864.507.127 1.340.282.448 118.371.310 

KFB ohne KB 70 und  ohne Umlagen 2018 auf 
Preisniveau 2020

2.262.964.584 805.205.728 1.321.794.168 135.964.688 

KFB ohne KB 70 und  ohne Umlagen 2019 auf 
Preisniveau 2020

2.310.231.534 842.656.570 1.343.890.291 123.684.673 

KFB ohne KB 70 und ohne Umlagen 2020 2.323.160.885 864.507.127 1.340.282.448 118.371.310 

durchschnittlicher KFB ohne KB 70 und ohne 
Umlagen  2018 bis 2020 auf Preisniveau 2020

2.298.785.668 837.456.475 1.335.322.302 126.006.890 

Ausgangsbasis I:
Kommunale konsumtive Auszahlungen ohne 
Umlagezahlungen und ohne Personalauszahlungen 
(KB 70) abzüglich direkt zuzuordnender 
konsumtiver Einzahlungen ohne Umlagezahlungen 
2022

2.514.620.953 916.086.101 1.460.697.048 137.837.803

Fortschreibung auf 2023 mit prognostizierter 

Preisentwicklung
2.585.030.339 941.736.512 1.501.596.566 141.697.262

 KB 70 2018 1.790.352.635 369.367.774 485.595.056 935.389.805

 KB 70 2019 1.857.266.480 381.474.446 503.666.828 972.125.206

 KB 70 2020 1.915.867.295 396.731.957 513.867.025 1.005.268.313

 KB 70 2018 auf Preisniveau 2020 1.824.476.756 376.407.924 494.850.498 953.218.335 

 KB 70 2019 auf Preisniveau 2020 1.864.695.546 383.000.344 505.681.495 976.013.707 

 KB 70 2020 1.915.867.295 396.731.957 513.867.025 1.005.268.313 

durchschnittlicher Personalauszahlungen (KB 70) 
2018 bis 2020 auf Preisniveau 2020

1.868.346.532 385.380.075 504.799.673 978.166.785 

Ausgangsbasis II:
Kommunale Personalauszahlungen (KB 70) 2022

1.999.419.040 413.946.357 534.190.972 1.051.281.710

Fortschreibung auf 2023 mit Ø Entwicklung 

2018 - 2020
2.068.400.007 429.014.005 549.522.253 1.089.863.749

Neue Ausgangsbasis für die weitere 

Berechnung:

Kommunaler konsumtiver Finanzbedarf nach 

Fortschreibung auf 2023

4.653.430.346 1.370.750.517 2.051.118.819 1.231.561.010

Abzug des sonstigen Nettotransfers des Landes, Ø 
2018 - 2020, Anhebung auf Preisniveau 2020

-1.084.789.565 -326.961.520 -691.011.041 -66.817.005 

Abzug des sonstigen Nettotransfers des Landes, Ø 
2018 - 2020, Anhebung auf Preisniveau 2020, 

Fortschreibung auf 2022 mit prognostizierter 

Preisentwicklung

-1.186.641.542 -357.660.264 -755.890.759 -73.090.520 

Abzug des sonstigen Nettotransfers des 

Landes, Ø 2018 - 2020, Anhebung auf 

Preisniveau 2020, Fortschreibung auf 2023 mit 

prognostizierter Preisentwicklung

-1.219.867.506 -367.674.751 -777.055.700 -75.137.055 

Abzug der gemeindlichen 

Nettosteuereinnahmen 2022 nach 

Steuerschätzung Mai 2022, Aufteilung auf Basis Ø 
Nettosteuereinnahmen 2018-2020

-1.956.000.000 -523.718.425 -1.432.281.575 

Abzug der gemeindlichen 

Nettosteuereinnahmen 2023 nach 

Steuerschätzung Mai 2022, Aufteilung auf Basis Ø 
Nettosteuereinnahmen 2018-2020

-2.056.000.000 -550.510.578 -1.505.489.422 

Abzug der Umlageeinzahlungen bei Landkreisen 
und Verbandsgemeinden, Ø 2018 - 2020, 
Anhebung auf Preisnivau 2020

-758.700.923 -674.992.612 -83.708.311 
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SGSA Revision FAG 2023

- Anpassungen SGSA -
Stand:29.07.2022

Abzug der Umlageeinzahlungen bei Landkreisen 
und Verbandsgemeinden, Ø 2018 - 2020, 

Anhebung auf Preisnivau 2020, Fortschreibung 

auf 2022 mit prognostizierter Preisentwicklung

-829.936.112 -738.368.344 -91.567.768 

Abzug der Umlageeinzahlungen bei 

Landkreisen und Verbandsgemeinden, Ø 2018 - 

2020, Anhebung auf Preisnivau 2020, 

Fortschreibung auf 2023 mit prognostizierter 

Preisentwicklung

-850.684.514 -756.827.552 -93.856.962 

Hinzurechnung 2022 der Umlageauszahlungen 

bei den kreisangehörigen Gemeinden in Höhe der 
entsprechenden Einzahlungen bei Landkreisen und 
Verbandsgemeinden

829.936.112 829.936.112

Hinzurechnung 2023 der Umlageauszahlungen 

bei den kreisangehörigen Gemeinden in Höhe 

der entsprechenden Einzahlungen bei 

Landkreisen und Verbandsgemeinden

850.684.514 850.684.514

Ausgangsbetrag nach Fortschreibung bis 2022 1.371.398.450 448.653.771 500.628.918 422.115.761

Ausgangsbetrag nach Fortschreibung bis 

2023
1.377.562.841 452.565.188 517.235.567 407.762.086

Zuschlag für Zuweisungsbuchungen 
Funktionalreformgesetze

10.012.659 2.258.593 7.754.066 0

Hinzurechnung eines Tilgungsbeitrages, 
Ø 2018 - 2020 
(Basis Meldung Kommunen im Januar 2021)

176.349.769 31.563.011 49.198.329 95.588.429

bedarfsgerechte Finanzausgleichsmasse 2022 1.557.760.879 482.475.374 557.581.314 517.704.190

bedarfsgerechte Finanzausgleichsmasse 

2023
1.563.925.269 486.386.791 574.187.962 503.350.515

Hinzurechnung der Investitionspauschale 150.000.000 37.500.000 30.000.000 82.500.000

Hinzurechnung des Ausgleichsstocks 40.000.000

Finanzausgleichsmasse 2022 insgesamt 1.747.760.879 519.975.374 587.581.314 600.204.190

Finanzausgleichsmasse 2023 
insgesamt 

1.753.925.269 523.886.791 604.187.962 585.850.515

Gesetz (FAG 2023) 1.735.000.000 508.737.330 588.993.656 597.269.014

Differenz Finanzausgleichsmasse 2022 
insgesamt nach Revision zum Gesetz

12.760.879 11.238.044 -1.412.342 2.935.176

Differenz Finanzausgleichsmasse 2023 

insgesamt nach Revision zum Gesetz
18.925.269 15.149.461 15.194.306 -11.418.499 

Hinzurechnung Steuermindereinnahmen lt. PM 

BMF 12.05.2022 (i. H. v. 1,4% der gemeindlichen 

Steuereinnahmen)

28.784.000 7.707.148 0 21.076.852

Korrektur Mindereinnahmen SGB II-SoBEZ 54.480.000 19.187.674 35.292.326

Differenz Finanzausgleichsmasse 2023 

insgesamt nach Revision + korrigierte 

Steuerschätzung 2023 + SGB SoBEZ 

102.189.269 42.044.283 50.486.632 9.658.353
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STÄDTE- UND GEMEINDEBUND  
SACHSEN-ANHALT

Per E-Mail an 

Ministerium der Finanzen LSA 
über Frau Schrewe 
Herren Dr. Lenk, Dr. Hesse, Dr. Starke 
Editharing 40 

39108 Magdeburg 

petra.schrewe@sachsen-anhalt.de

jl-ck  30.06.2022 

Sehr geehrte Frau Schrewe, 
sehr geehrter Herr Prof. Dr. Lenk,  
sehr geehrter Herr Dr. Hesse,  
sehr geehrter Herr Dr. Starke,  

zunächst möchten wir Ihnen für die Veranstaltung am 24.05.2022 danken, die wir als kon-
struktiv und hilfreich wahrgenommen haben. Auch wenn erwartbar konkrete Ergebnisse noch 
nicht vorlagen bzw. vorliegen konnten, wurde ein guter Überblick über die anstehenden Ar-
beitsschritte gegeben.  

U. a. krankheitsbedingt können wir erst jetzt auf die in der Besprechung vom 24.05.2022 offe-
rierte Möglichkeit zurückkommen, Ihnen ergänzende Hinweise bzw. Fragen zukommen zu 
lassen. Dabei nehmen wir auch Bezug auf die Vortragsfolien von Herrn Prof. Dr. Lenk, Herrn 
Dr. Hesse und Herrn Dr. Starke. 

Da wie bereits erwähnt zum jetzigen Zeitpunkt noch keine wesentlichen Ergebnisse vorliegen 
können, halten sich unsere Fragen bzw. Hinweise in einem überschaubaren Rahmen. Die 
Möglichkeit, den Gutachtern ergänzende Hinweise bzw. Fragen zukommen zu lassen, sollte 
aber im weiteren Gutachterprozess kontinuierlich aufrecht erhalten bleiben.  

Uns ist es wichtig, vor allem die Ergebnisse der regressionsanalytischen Modelle vor Fertig-
stellung des Gutachtens gemeinsam diskutieren zu können. Dies dient dem besseren Ver-
ständnis der Ergebnisse, der Findung von Erklärungen oder auch Fehlinterpretationen auf-
grund der eventuell begrenzten Aussagekraft vorhandener statistischer Daten in Bezug auf ei-
nen untersuchten Zusammenhang. Hier kann es hilfreich sein über die von Herrn Dr. Hesse 
am 24.05.2022 im Zusammenhang mit dem geringen Stichprobenumfang in der Gruppe der 
kreisfeien Städte angesprochenen qualitativen Methoden zu diskutieren.   

Daher begrüßen wir den am 24.05.2022 vereinbarten Termin voraussichtlich im September, 
bei dem Sie als Gutachter einen Zwischenstand vorstellen wollen. Wir würden es als hilfreich 

SGSA, Sternstr. 3, 39104 Magdeburg 
Städte- und Gemeindebund  
Sachsen-Anhalt (SGSA) 
- Landesgeschäftsstelle - 
Sternstraße 3, 39104 Magdeburg 

Telefon: 0391 5924-300 
Telefax: 0391 5924-444 

E-Mail:  post@sgsa.info 
Internet: www.kommunales-sachsen-anhalt.de 

Sparkasse MagdeBurg 
IBAN: DE56 8105 3272 0036 0029 00 
BIC/SWIFT: NOLADE21MDG 

Auskunft erteilt: Herr Langhoff
Durchwahl: 0391 5924-370

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen Datum 
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ansehen, wenn Sie uns die bis dann feststehenden wesentlichen Ergebnisse und daraus eventu-
ell bereits abzuleitende Vorschläge der Gutachter im Vorfeld zur Verfügung stellen könnten.  

Aufgabenstellung 

Die reine Fokussierung auf die horizontale Begutachtung ist bekannt und vom Minister am 
24.05.2022 noch einmal in den politischen Zusammenhang gestellt worden.  

Auch wenn der Gutachterauftrag explizit die Höhe des vertikalen FAG ausklammert, sollten 
die Auswirkungen der FAG-Höhe auf Fragen der Binnenverteilung zumindest grundsätzlich 
dargestellt werden. Die betrifft insbesondere die endogene Größe des Grundbetrags in § 13 
Abs. 3 FAG als rechnerische Hilfsgröße zur Verteilung der zur Verfügung stehenden FAG-
Mittel.  

Zudem erlauben Sie uns den Hinweis, dass die in letzter Zeit häufig vorgetragene Behaup-
tung, dass selbst die Aufstockung des FAG um 1 Mrd. Euro nicht alle Kommunen über die 
(wie auch immer definierte) Wasserlinie bringt, hochgradig irreführend ist. Zwar ist diese Be-
hauptung ebenfalls auf den ersten Blick vertikal geprägt, führte aber zu der politischen Bot-
schaft, die Kommunen hätten lediglich ein horizontales Verteilungsproblem. Grundsätzlich 
kann das Ergebnis, wenn man unterstellt, dass die Wasserlinie dem sogenannten Haushalts-
ausgleich entspricht, nicht verwundern, erfolgt doch hier der zum Scheitern verurteilte Ver-
such, die abstrakten und generalisierenden Mechanismen des hiesigen FAG zur Umsetzung 
der beiden verfassungsrechtlichen Aufgaben in Art. 88 LV LSA (aufgabenangemessene Fi-
nanzausstattung und Ausgleich Finanzkraftunterschiede) mit den kommunalindividuell sehr 
heterogenen haushaltsrechtlichen Ausgangslagen in Einklang bringen zu wollen.  

Zur Untersuchung der kommunalen Finanzlage  

Steuerkraft 

Hinsichtlich der auf den Folien 20 und 21 vorgenommenen Untersuchung der möglichen Un-
gleichverteilung der gemeindlichen Steuerkraft interessieren uns die genauen Berechnungen. 
Welche Steuerarten sind hier eingeflossen und wurden die Verbandsgemeinden aggregiert be-
trachtet?  

Zudem wäre zu klären, ob das Corona-Jahr 2021 hier der richtige Betrachtungszeitpunkt ist. 
Der Deutsche Städtetag als Mitglied im Arbeitskreis Steuerschätzung informierte im Zusam-
menhang mit den Ergebnissen der zurückliegenden Mai-Steuerschätzung darüber, dass ein 
Teil des Aufkommens der Gewerbesteuer 2021 auf Sondereffekten beruht und zwar der hohen 
Nachzahlungen im Jahr 2021 für das Jahr 2020. 

Zudem bedarf es einer Begründung, warum hier auf die Gesamtheit der Steuereinnahmen ab-
gestellt wird, während die differenzierte Betrachtung der einzelnen Steuerarten bei der Steuer-
kraftmesszahl eine wesentliche Stellschraube hinsichtlich der Binnenverteilung der Schlüssel-
zuweisungen sowie der Ermittlung der Kreis- und Verbandsgemeindeumlage darstellen.  
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Infrastrukturausgaben 2000-2020 

Hinsichtlich des starken Anstiegs dieser Ausgaben seit 2015 möchten wir stichpunktartig auf 
Folgendes hinweisen. 

 die Kumulierung von Bundesprogrammen  

- u. a. Finanzhilfen zur Stärkung der Investitionstätigkeit finanzschwacher Kommunen 
nach Artikel 104b GG nach Kapitel 1 KInvFG  

- Finanzhilfen zur Verbesserung der Schulinfrastruktur finanzschwacher Kommunen 
nach Artikel 104c GG nach Kapitel 2 KInvFG 

- Ausbau Kindertagesstätten 
- Digitalpakt  
- etc.  

 die Kumulierung von EU-Förderprogrammen aus ESIF-Mitteln  

- Vor allem das noch abzuschließende Programm STARK III sah eine energetische Sa-
nierung von Schulen, Kindertagesstätten und weiteren Einrichtung sowohl im ELER 
als auch im EFRE vor. Diese Förderung dürfte im bundesweiten Vergleich einzigartig 
sein. Hinzukommen weitere investiv ausgerichtete Förderprogramme für die Kommu-
nen in den Bereichen Breitbandausbau oder Dorferneuerung. Die im Ministerium für 
Finanzen ansässige EU-Verwaltungsbehörde dürfte entsprechenden Informationen 
zur Verfügung stellen können.  

 die Auslastung der Baubranche und damit verbundene Baupreissteigerungen bereits vor 
Corona. 

Gesamtverschuldung  

Hier sollte dem Gutachter das nach wie vor laufende Entschuldungsprogramm STARK II in 
den Grundzügen bekannt sein. Dies führte im Zusammenspiel aus der Soforttilgung von 30 % 
und der anschließenden Tilgungsstauchung zu einer Reduzierung der Kreditmarkschulden und 
bei nicht wenigen Gemeinden aufgrund der damit verbundenen Tilgungsstauchung zu teil-
weise erhöhten Liquiditäts- bzw. Kassenkrediten. 

Die Bertelsmann-Stiftung kam in ihrem Kommunalen Finanzreport 20191 für Sachsen-Anhalt 
u. a. zu dem Ergebnis, dass Sachsen-Anhalt das einzige Bundesland sei, in welchem die Kas-
senkredite seit 2013 wieder angestiegen sind. Damit liegt die Pro-Kopf-Belastung im bundes-
weiten Vergleich nun hinter dem Saarland, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen auf 
Platz vier.  

Die Bertelsmann-Stiftung kommt zudem, wie die Gutachter am 24.05.2022 (Folie 19), zu dem 
Ergebnis der deutlichen Steuerschwäche im bundesweiten Vergleich. Und dies obwohl die 
Kommunen durchaus die Steuern erhöht haben. So stiegen in Sachsen-Anhalt die gewogenen 
Durchschnittshebesätze für die Grundsteuer B seit 2009 um 45 Prozentpunkte von 378 v. H. 
auf 423 v. H. im Jahr 2020 (ca. + 11,9 %). Die gewogenen Durchschnittshebesätze für die 

1 https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/Kommunale_Finanzen/PMs_neu/sachsenanhalt-
Pressemitteilung_6_.pdf
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Grundsteuer A stiegen im selben Zeitraum um 48 Prozentpunkte von 293 v. H. im Jahr 2009 
auf 341 v. H. im Jahr 2020 (ca. + 16,4 %).2

Hinsichtlich der Gesamteinschätzung kommt die Bertelsmann Stiftung zum Ergebnis, dass die 
finanzielle Lage der Kommunen in weiten Teilen Sachsen-Anhalts seit Jahren besorgniserre-
gend ist und empfiehlt der Landesregierung Sachsen-Anhalts, die Verbesserungen im Länder-
finanzausgleich (keine Fiskalklippe wie ursprünglich angenommen) zu nutzen, um den Abbau 
der Liquiditätskredite stärker zu unterstützen. Diese Forderung hat vertikalen Charakter und 
dürfte zumindest in diesem Gutachten daher keine Rolle spielen, jedoch sollte die Auseinan-
dersetzung mit den Ergebnissen der Bertelsmann-Stiftung der Beschreibung der kommunalen 
Finanzlage dienlich sein.  

Umfassende regressionsanalytische Auswertungen  

Mit Blick auf die seit Jahren feststellbare bundesweite Rechtsprechungstendenz hin zu einem 
stärkeren Aufgabenbezug und damit verbunden einer auf u. a. statistischen Daten beruhenden 
Bedarfsermittlung im kommunalen Finanzausgleich interessiert uns, welche Möglichkeiten 
die Gutachter sehen, bei statistisch eventuell nicht erfassten oder nicht nachweisbaren Effek-
ten trotzdem Abweichungen von der Einwohnergleichgewichtung (1 Einwohner = eine Be-
darfseinheit) vornehmen zu können; so z. B. die Argumentation der Zentralörtlichkeit nicht 
(allein) über die amtliche Statistik, sondern begleitend oder ausschließlich über Vorgaben im 
Landesentwicklungsplan. 

Finanzkraftumlage  

Die Begutachtung der Finanzkraftumlage in § 12 FAG ist Teil des Gutachterauftrags. Der Fi-
nanzkraftumlage kommt sowohl eine horizontale als auch vertikale Rolle zu.  

Die Regelung zur Finanzkraftumlage in Sachsen-Anhalt greift grundsätzlich, aber nicht voll-
umfänglich, auf die Regelung in Baden-Württemberg zurück. Im Jahr 2021 gab es 30 Netto-
zahler mit einem Umverteilungsvolumen von rd. 26 Mio. Euro. Die Regelung ist im bundes-
weiten Vergleich vor allem mit den einfacheren Abundanzregelungen in anderen Ländern ver-
hältnismäßig komplex, zugleich aber auch Resultat der umfassenden Rechtsprechung in Sach-
sen-Anhalt; zuletzt LVG 10/13 vom 26.11.2014.   

In Baden-Württemberg beträgt die FKU einheitlich 22,10 v. H. und erhöht sich bei sehr steu-
erstarken Gemeinden progressiv. Sie ist mit deutlichem Abstand die aufkommensstärkste Fi-
nanzkraftumlage in Deutschland. Sie betrug 2020 rd. 4 Mrd. Euro und trug somit zu 34 v. H. 
zur gesamten FAG-Masse bei. 

Bei einer im Gutachten eventuell zu prüfende Erhöhung der Finanzkraftumlage in § 12 Abs. 4 
FAG würde es sich um eine sehr einseitige Ausnahme von der grundsätzlich horizontalen 
Ausprägung des Gutachtens handeln. Denn die Höhe der Finanzkraftumlage beeinflusst die 
Höhe der zu verteilenden Schlüsselzuweisungen.  

Außerdem gilt es zu beachten, dass die finanzielle Ausgangslage vor allem im Hinblick auf 
die Steuerkraft sich in Sachsen-Anhalt deutlich schlechter darstellt als in Baden-Württemberg. 
Dieser Befund wurde bereits am 24.05.2022 durch die Gutachter bestätigt (Folie 19).  

2 Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt, Pressemitteilungen Nr. 152/2022 und Nr. 99/2022 
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Zudem fehlt es an einer Befreiungsreglung. Auch hierzu würde uns die Auffassung der Gut-
achter interessieren.  

Grundfinanzierung für kreisangehörige Gemeinden 

Bei der in der Leistungsbeschreibung angesprochenen Prüfung der Frage einer möglichen 
Grundfinanzierung für kreisangehörige Gemeinden möchten wir noch einmal bewusst auf die 
Diskussion in der UAG „Kommunen mit dauerhaft problematischer Leistungsfähigkeit“ zu-
rückkommen. Die Ergebnisse der AG Weiterentwicklung FAG und der entsprechenden Un-
terarbeitsgruppen dürften nach Aussagen vom 24.05.2022 den Gutachtern vorliegen. Hier gilt 
es die andiskutierte, und vom Ministerium für Inneres und Sport und von uns durchaus befür-
wortete Fehlbetragszuweisungen und die Ergänzungszuweisungen für politische Führung in 
den Blick zu nehmen. 

Maßnahmen zur Steigerung der Akzeptanz des Gutachtens 

Zu begrüßen sind die im Gutachterauftrag auch angesprochenen Übergangsszenarien bei gra-
vierenden Veränderungen der bisherigen Zuweisungen. 

Anhand unserer Erfahrungen mit den beiden zurückliegenden Gutachten (Deubel-Gutachten 
2012, und Remanenzkostengutachten 2013) sollte ein Gutachten möglichst allgemeingehal-
tene Beschreibungen gewisser, aus Sicht der Gutachter selbstverständlicher Grundannahmen 
oder der zur Anwendung kommenden (ökonometrischen) Modelle beinhalten. Folgendes Bei-
spiel soll das Anliegen verdeutlichen. Ein Gutachten kann einerseits lediglich auf die reine 
mathematische Herleitung abstellen. Andererseits dürfte aber auch der deutliche Hinweis 
nützlich sein, dass die Bedarfsmesszahl keine reine Messzahl für den objektiven Bedarf der 
einzelnen Gemeinde x ist, der konkret zu befriedigen ist, sondern dazu dient die relativen Un-
terschiede zw. den Gemeinden zu standardisieren.  

Wir bereits am 24.05.2022 bitten wir das Ministerium für Finanzen darum, zu prüfen, ob die 
die Ergebnisse des Gutachtens durch das Ministerium im Rahmen regionaler Veranstaltungen 
vorgestellt werden können.  

Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie die Fragen bzw. Hinweise an die Gutachter weiterleiten 
würden. Für eine vertiefte inhaltliche Diskussion hierzu stehen wir sehr gern zur Verfügung.  

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Langhoff 
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Absicherung der kommunalen Daseinsvorsorge la r,.

Sehr geehrter Herr Dittmann,
Sehr geehrter Herr Küper,

ich komme zurück auf lhr Schreiben vom 18.07.2022 an Herrn

Ministerpräsidenten Dr. Haseloff. Angesichts der sich abzeichnenden

Entwicklung und möglicher Engpässe sowohl in der Gasversorgung als auch
bei deren Finanzierung hatte der Ministerpräsident entschieden, am
16.08.2022 einen Energiegipfel einzuberufen. Der Städte- und

Gemeindebund Sachsen-Anhalt war als ein Vertreter der kommunalen

Spitzenverbände zugegen.

lm Nachgang zu diesem Spitzengespräch hat die Landesregierung, allen

voran der Ministerpräsident, weiterhin keinen Versuch unterlassen, sich
gegenüber der Bundesregierung für die gravierenden Belange der
kommunalen und gewerblichen Wirtschaft einzusetzen und flankierende
Maßnahmen zu fordern.

Auch wenn der Bund in erster Linie in der Handlungspflicht ist, stellen das
Land und seine lnvestitionsbank (lB) ergänzend Förderprogramme bereit.

Das Ministerium der Finanzen und die lnvestitionsbank Sachsen-Anhalt

haben das Angebot des Landes zur Unterstützung insbesondere

energieintensiver Unternehmen sowie der Privathaushalte, Kommunen und

öffentlicher Einrichtungen auf einer Sonderseite der lB zusammengefasst
(https ://www. ib-sachsen-anhalt.de/energ iegipfel). Alle Prog ramme sind
landesseitig verbürgt. Die Kontaktdaten der jeweiligen Ansprechpartner der IB
sind auf der Seite ebenfalls veröffentlicht.
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Abschließend darf ich lhnen im Namen des Ministerpräsidenten für das ambitionierte Auftreten

des SGSA für seine Kommunen danken. Es ist wichtig, offen miteinander zu reden und

gemeinsam nach Lösungen zu suchen. Dazu sollte auch der Energiegipfel dienen.

Da Sie in persona Mitglied der unter Leitung der Staatskanzlei eingerichteten lnterministeriellen

Arbeitsgruppe ,,Vorsorge HerbstAffinter" sind, bitte ich Sie, die anstehenden Belange der

kommunalen Wirtschaft hier einzubringen und sich mit den zuständigen Ressorts in

Verbindung zu setzen.

Mit freundlichen Grüßen

,ä
Alexander Esche
Leiter des Büros



Der Begriff geschützter Kunde beinhaltet folgende Kategorien:

• Haushaltskunden

• Kunden, deren Verbrauch über standardisierte Lastprofile ermittelt werden kann. Dies ist der Fall, wenn die 

Ausspeiseleistung maximal 500 kWh pro Stunde beträgt und die jährliche Gasentnahme 1.500 MWh nicht 

überschreitet. Hierunter fallen regelmäßig kleine und mittlere Unternehmen der Sektoren Gewerbe, Handel, 

Dienstleistungen.

1 www.bundesnetzagentur.de/hintergrund-gasversorgung 

Lebenswichtiger Bedarf bei geschützten und  
nicht geschützten Kunden in einer nationalen Gasmangellage

Stand: 05.09.2022

Rolle der Bundesnetzagentur in der nationalen Gasmangellage 
Die Bundesregierung könnte im Laufe des Winters gezwungen sein, wegen einer unmittelbar drohenden Gasmangellage die 

Notfallstufe im Rahmen des Notfallplans Gas auszurufen. In diesem Falle übernimmt die Bundesnetzagentur die Aufgabe 

des Bundeslastverteilers (BLastV), der die Entscheidung über Maßnahmen zur Deckung des lebenswichtigen Bedarfs an Gas 

zu treffen hat.

Bereits Mitte Mai hat die Bundesnetzagentur skizziert, welche Handlungsoptionen für den BLastV bestehen und welche 

Kriterien bei der Entscheidungsfindung eine Rolle spielen.1 Eine Möglichkeit der Bundesnetzagentur als BLastV ist es, An-

weisungen zur Reduzierung des Gasverbrauchs bei Letztverbrauchern zu erlassen. Die Anweisungen müssen so ausgestal-

tet werden, dass die sozialen, ökologischen und ökonomischen Schäden für Deutschland möglichst gering bleiben. Auf-

gabe der Bundesnetzagentur (als BLastV) ist es, den lebenswichtigen Bedarf an Gas sicherzustellen (§ 1 EnSiG,  § 1 GasSV).

Die nachfolgenden Ausführungen ordnen den Begriff des „lebenswichtigen Bedarfs“ an Gas ein. Außerdem erklären sie 

die Begriffe „geschützter Kunde“ und „nicht geschützter Kunde“. 

Begriff des geschützten Gaskunden
Das Energiewirtschaftsgesetz trennt zwischen geschützten und nicht geschützten Gaskunden, wie nachfolgende 

Abbildung zeigt. 

1/3
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Als nicht geschützte Kunden verbleiben diejenigen Kunden, die nicht in den oben genannten Kategorien genannt sind.  

Wer ist im Falle einer nationalen Gasmangellage wie abgesichert? 

Sowohl nicht geschützte als auch geschützte Kunden können lebenswichtigen Bedarf an Gas haben. Im Fall einer 

Gasmangellage dienen die Maßnahmen der Bundesnetzagentur dazu, diesen lebenswichtigen Bedarf an Gas in 

Abhängigkeit von den zur Verfügung stehenden Gasmengen zu sichern.

Geschützte Kunden genießen keinen absoluten Schutz. Die Bundesnetzagentur kann nicht ausschließen, dass in einer 

Gasmangellage auch gegenüber geschützten Kunden Anweisungen ergehen, den Gasbezug zu reduzieren. Das bedeutet 

ausdrücklich nicht, dass sie auf Anweisung der Bundesnetzagentur ihren Gasbezug vollständig einstellen müssten. 

Bildung

• Angebote der 

Kindertagesbetreuung

• Schulen

• Hochschulen

Gesundheitsversorgung

• Krankenhäuser

• medizinische Versorgungszentren

• Arztpraxen

Grundlegende soziale Versorgung 

• Stromversorger

• Wasserversorger

• Abwasserbeseitiger

• Abfallentsorger

• Altenheime 

• Pflegeheime

Notfall

• Feuerwehr

• THW

• Rettungsdienste

Öffentliche Verwaltung 

ist die Wahrnehmung hoheitlicher 

Aufgaben. Darunter sind die 

Tätigkeiten zu verstehen, die ein 

öffentliches Gemeinwesen kraft 

öffentlichen Rechts zwingend zu 

erfüllen hat. 

Sicherheit 

• Polizei

• Justizvollzugsanstalten

• NATO

• Bundeswehr

• Letztverbraucher im Erdgasverteilernetz, die Haushaltskunden zum Zwecke der Wärmeversorgung beliefern 

und zwar zu dem Teil, der für die Wärmelieferung benötigt wird. Dies können z. B. Letztverbraucher sein, die 

Blockheizkraftwerke im Quartier betreiben und auf Erdgas zum Betrieb der Wärmeerzeugungsanlagen 

angewiesen sind.

• Fernwärmeanlagen, welche keinen Brennstoffwechsel vornehmen können, insoweit sie Haushaltskunden, 

Standardlastprofilkunden und solche Kunden beliefern, die grundlegende soziale Dienste erbringen.

• Kunden, die grundlegende soziale Dienste erbringen. Ein „grundlegender sozialer Dienst“ ist in der europäischen 

Verordnung über Maßnahmen zur Gewährleistung der sicheren Gasversorgung (SoS-VO, dort Art. 2 Nr. 4) 

definiert, und beinhaltet Dienste in den Bereichen Gesundheitsversorgung (z. B. Krankenhäuser), essentielle 

soziale Versorgung (z. B. die Strom- und Wasserversorgung), Notfallversorgung, Sicherheit, Bildung oder 

öffentliche Verwaltung. Gemeint sind hier nur die Erbringer des grundlegenden sozialen Dienstes selbst, nicht ihre 

Dienstleister und Zulieferer.

Beispiele grundlegender sozialer Dienste
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Nachfolgendes Schaubild verdeutlicht den Unterschied zwischen geschützten und nicht geschützten Kunden und deren zu 

erwartenden Anteil an lebenswichtigem Bedarf an Gas.

Im Falle einer Gasmangellage sollen geschützte Verbraucher auf den „Komfort“-Anteil ihres Gasbezugs verzichten 

(weiße Fläche), ohne dass durch Entscheidungen der Bundesnetzagentur der lebenswichtige Gasbedarf (blaue Fläche) 

eingeschränkt wird. Bei den nicht geschützten Kunden dürfte der Anteil des lebenswichtigen Bedarfs (blaue Fläche) im 

Allgemeinen geringer sein als im Bereich der geschützten Kunden.

• Ein Beispiel für lebenswichtigen Bedarf bei nicht geschützten Kunden ist die Herstellung lebenserhaltender 

Medikamente, die nicht importiert werden können.

• Ein Beispiel für nicht lebenswichtigen Bedarf geschützter Kunden ist der Gasbezug, um private Pools oder eine 

Sauna zu heizen.

Diese Systematik macht es erforderlich, den lebenswichtigen Bedarf an Gas bei den nicht geschützten Kunden genauer zu 

definieren. Dazu ermittelt die Bundesnetzagentur aktuell schutzbedürftige Bedarfe. 

Auch die EU-Kommission sieht diese Systematik in ihrem vorgeschlagenen „European Gas Demand Reduction Plan“ vor. 

Der Plan sieht den Gasbezug bei geschützten Kunden als teilweise nicht lebenswichtig an. So enthält er den Vorschlag, 

die Raumwärme in Gebäuden der öffentlichen Verwaltung zu reduzieren. Umgekehrt erkennt er bestimmte Gasbezüge 

bei nicht geschützten Kunden als schützenswert an.





 

KOMMUNALE MAßNAHMEN - KURZ- UND MITTELFRISTIGE ENERGIEEINSPARMÖGLICHKEITEN 
 

a. Grundsätzliche Maßnahmen 

Maßnahme Fakultativ Obligatorisch Hinweis 
Heizungsoptimierung und regelmäßige ggf. vorgezogene 
Prüfung der Heizungsanlagen 

 x siehe § 2 EnSimi-
MaV 

 

Ggf. technische Maßnahmen zur Heizungsoptimierung vor-
nehmen bspw. hydraulischer Abgleich, Anpassung der 
Heizkurve und des Heizbetriebs, Dämmung von Heizungs-
rohren  

 x bei Gebäuden ab 
1000qm siehe § 3 
EnSimiMaV 

 

Abfrage der Energieverbrauchsdaten je Gebäude und 
„Stromfresser“ finden 

x   

Betriebszeit von Heizungsanlagen prüfen und ggf. anpas-
sen (bspw. Nacht- und Wochenendabsenkung) 

 x siehe § 2 EnSimi-
MaV 

 

Prüfung der Energieeffizienz beim (Neu)Erwerb techni-
scher Haushalts- und Gebrauchsgegenstände, Standby-
Geräte reduzieren / Ausschalten bei Nicht-Gebrauch / Aus-
stöpseln von Ladekabeln 

x  Die entsprechenden Vorgaben in §§ 67 ff. 
der Vergabeverordnung (VgV) sind zu be-
achten und sollten auch bei Beschaffungen 
im Unterschwellenbereich zu Grunde ge-
legt werden 

Die Anzahl von Standby-Geräten reduzieren und Geräte 
bei Nicht-Gebrauch vom Stromnetz trennen (bspw. Tele-
fonanlagen, PCs) 

x   

Teilweise Technisierung bzw. Automatisierung von Licht-
anlagen und Elektrogeräten z.B. Zeitschaltuhren, Bewe-
gungsmelder usw. / alternativ: Delegation entsprechender 
Kontrollaufgaben 

x   

(Mittelfristig) Innenbeleuchtung anpassen z.B. auf LED-
Lampen umstellen, bedarfsgerechte Steuerung, automati-
sche Nachtabschaltung    

x   

https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/ensimimav.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/ensimimav.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/ensikumav.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/E/ensikumav.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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b. Allgemeine Verwaltungsgebäude 

Maßnahme Fakultativ Obligatorisch Hinweis 
Außenbeleuchtung ausschalten  x siehe § 8 EnSi-

kuMaV 
Beachte: Ausnahmen in § 8 EnSikuMaV: 
wenn zur Aufrechterhaltung der Verkehrssi-
cherheit oder zur Abwehr anderer Gefahren 
erforderlich 

Heiztemperaturen reduzieren, nutzungsabhängige Behei-
zung 

 x siehe § 6 Abs. 1 
EnSikuMaV / 
Höchstwerte für Ar-
beitsräume je nach 
Tätigkeitsart 

Siehe ansonsten Vorgaben der Arbeitsstät-
tenverordnung und die technischen Regeln 
für Arbeitsstätten Raumtemperatur  
Beachte: Ausnahmen in § 5 EnSikuMaV 

Keine Wärmeeinträge durch gebäudetechnische Systeme 
wie Heizungsanlagen, Heizenergie oder Energie durch 
raumlufttechnische Anlagen oder andere Heizgeräte 

 x siehe § 6 Abs. 2 
EnSikuMaV 

 

Einschränkung von Öffnungszeiten prüfen; feste Tage für 
Homeoffice 

x   

Büroräume vorübergehend zusammenlegen / beschränkte 
Nutzung energieintensiver Gebäude  

x   

Keine Beheizung von Gemeinschaftsräumen  x siehe § 5 EnSi-
kuMaV 

Beachte: Ausnahmen in § 5 Abs. 2 EnSi-
kuMaV 

Warmwasseraufbereitung anpassen und ggf. ausschalten  x siehe § 7 EnSi-
kuMaV 

Beachte Wasserqualität bzw. -Hygiene; ins-
besondere im Hinblick auf Legionellen  

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/arbst_ttv_2004/BJNR217910004.html
https://www.gesetze-im-internet.de/arbst_ttv_2004/BJNR217910004.html
https://www.baua.de/DE/Angebote/Rechtstexte-und-Technische-Regeln/Regelwerk/ASR/ASR-A3-5.html
https://www.baua.de/DE/Angebote/Rechtstexte-und-Technische-Regeln/Regelwerk/ASR/ASR-A3-5.html


 

c. Bildungs- (Kitas, Schulen, etc.) und Betreuungseinrichtungen (Krankenhäuser, Altenheime, etc.) 

Maßnahme Fakultativ Obligatorisch Hinweis 
Außenbeleuchtung ausschalten  x siehe § 8 EnSi-

kuMaV 
 

Heiztemperaturen reduzieren x, sofern es 
der Gesund-
heitsschutz 
zulässt, siehe 
§ 6 Abs. 3, 4 
EnSikuMaV 

keine Verpflichtung 
für medizinische Ein-
richtungen und sol-
che der Behinder-
tenhilfe, Pflege, 
Schulen, Kitas und 
ähnlichen siehe 
§§ 5, 6 EnSikuMaV 

 

Wärmeeinträge durch gebäudetechnische Systeme wie 
Heizungsanlagen, Heizenergie oder Energie durch raum-
lufttechnische Anlagen oder andere Heizgeräte prüfen und 
ggf. ausschalten 

x   

Warmwasseraufbereitung prüfen und ggf. ausschalten x  keine Verpflichtung 
für medizinische Ein-
richtungen und sol-
che der Behinder-
tenhilfe, Pflege, 
Schulen, Kitas und 
ähnlichen siehe § 7 
EnSikuMaV 

Beachte: Wasserqualität bzw. -Hygiene; 
insbesondere im Hinblick auf Legionellen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 



 

d. Sport- und Schwimmstätten sowie Kultureinrichtungen und Veranstaltungen 

Maßnahme Fakultativ Obligatorisch Hinweis 
Wasser- und Heiztemperaturen sowie Öffnungszeiten von 
Schwimm- und Spaßbädern, Freibädern sowie Saunen 
überprüfen und ggf. reduzieren  

x  Beachte: Wasserqualität bzw. -Hygiene; 
insbesondere im Hin-blick auf Legionellen 

Abdeckungsmöglichkeiten von Wasserbecken (insbes. bei 
Freibädern) prüfen 

x   

Wasser- und Heiztemperaturen in Sportplatzhäusern, 
Turn- und Sporthallen hinsichtlich Temperatur und zeitli-
chem Umfang überprüfen und ggf. ausschalten. 

x  Beachte: Wasserqualität bzw. -Hygiene; 
insbesondere im Hinblick auf Legionellen 

Flutbeleuchtung auf Sportplätzen reduzieren und techni-
sche Optimierungsmöglichkeiten prüfen  

x   

Rasenheizung von Sportplätzen ausstellen  x   

Beleuchtungskonzepte für Veranstaltungen überprüfen und 
ggf. anpassen (bspw. Festivals, Weihnachtsmärkte) 

x  
 

 Kurzzeitige Beleuchtungen bei Kulturver-
anstaltungen und Volksfesten sind gestat-
tet, § 8 EnSikuMaV 

Wasser- und Heiztemperaturen sowie Öffnungszeiten, Be-
leuchtung und klimatische Anforderungen in Kultureinrich-
tungen (z.B. Bibliotheken und Museen) überprüfen und 
ggf. reduzieren 
 

x  Einrichtungsspezifisch verträgliches Min-
destmaß einhalten (Kulturgutschutz ist Teil 
der kritischen Infrastruktur) 
Beachte: Wasserqualität bzw. -Hygiene; 
insbesondere im Hin-blick auf Legionellen 

 
 
 
 
 
 
 
 



 

e. Kommunale Infrastruktur (Öffentliche Straßen, Verkehr und Beleuchtung) 

Maßnahme Fakultativ Obligatorisch Hinweis 
Straßenbeleuchtung überprüfen und ggf. anpassen (bspw. 
stundenweise Nachtabschaltungen, Teilabschaltungen) 

x  Ggf. nur quartiersbezogen möglich, sodass. 
keine separate Abschaltung Nebenstraßen / 
Hauptverkehrsstraßen möglich, Beachtung 
Verkehrssicherungspflicht: Ausleuchtung 
verkehrsgefährdender Stellen wie gefährli-
che Straßenkreuzungen und -einmündun-
gen, gekennzeichnete Fußgängerüberwege, 
überraschende Straßenverengungen sowie 
eingebaute und vorgebaute Treppen.  
Problematisch ist die Ausschaltung z.B: je-
der zweiten Leuchte wegen starker Licht-
Schatten-Kontraste. 

Ampelanlagen zur Nachtzeit ausschalten (bspw. 22 – 5 
Uhr) 

x  Beachtung von Aspekten der Verkehrssi-
cherheit notwendig 

(Mittelfristig) Straßenbeleuchtung anpassen z.B. auf LED-
Lampen umstellen, bedarfsgerechte Steuerung, automati-
sche Nachtabschaltung 

x   

Beleuchtung von Baudenkmälern und Museen ausschal-
ten    

 x siehe § 8 EnSi-
kuMaV  

 

    

 

 

 

 

 



 

f. Sonstiges 

Maßnahme Fakultativ Obligatorisch Hinweis 
Reduktion von Dienstreisen bspw. Umstellung auf Online-
Meetings 

x   

Kurzfristige, interne Mitarbeiter-Schulungen hinsichtlich an-
gepasster Maßnahmen sowie Ausgabe von Thermometern 
zur Selbstkontrolle 

x   

Öffentlichkeitsarbeit zur Vorbereitung auf die entsprechen-
den Maßnahmen und Sensibilisierung für angepassten pri-
vaten Energieverbrauch 

x  z.B. Plakate an öffentlichen Orten; Verwei-
sung auf Energiespartipps z.B. auf der 
Homepage der missionE, der Verbraucher-
zentralen, Energieagenturen und weitere 
Beratungsangebote wie z.B. den Strom-
spar-Check 

Mittelfristig Energiemanagement und -Controlling einführen x   

Ausgabe von Thermometer; ggf. Einbau von digitalen Ther-
mostaten 

x   

Abschaltung beleuchteter Werbeanlagen 22 Uhr bis 16 Uhr  x siehe § 11 EnSi-
kuMaV  

Dies gilt nicht, wenn die Beleuchtung zur 
Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit 
oder zur Abwehr anderer Gefahren erfor-
derlich ist und nicht kurzfristig durch andere 
Maßnahmen ersetzt werden kann. 

 



 
 

 

Übersicht möglicher Maßnahmen zur Energieeinsparung (Stand: 01.09.2022)  

 

Nr. Maßnahme Mögliche 
Umsetzung 

Potenzial 
(bis zu) 

Segment Hinweise 

1 Absenkung der Badewassertemperatur  unmittelbar 15 % Wärme Reha- und Seniorenschwimmen, Schwimmunterricht 
für Kinder, Babyschwimmen beachten. 

2 Außerbetriebnahme hochtemperierter 
Außenbecken 

unmittelbar  Wärme  

3 Keine Durchführung von Warmbadetagen unmittelbar  Wärme  

4 Begrenztes Angebot oder 
Außerbetriebnahme von Saunen, 
Wellnesseinrichtungen und Attraktionen 
(z.B. Großrutschen) 

unmittelbar  Wärme + 
Strom 

 

5 Unterbrechung der 
Beckenwassertemperierung in 
Außenbecken 

unmittelbar 100 % Wärme  

6 Anpassung der Freibadsaison je nach 
Witterung  

Mit Beginn 
der 
Maßnahme 

 Wärme + 
Strom 

Berücksichtigung der Wetterbedingungen  

7 Abschaltung der Warmwasserbereitung in 
ausgewählten öffentlichen Gebäuden  

unmittelbar 10 % Wärme Analog zur EnSikuMaV des BMWK 

8 Rückversetzung der RLT-Anlagen in den 
Normalzustand vor Pandemie (Laufzeit 
und Luftmengen) in Abhängigkeit von 
Raumkategorie, Abschaltung von mobilen 
Luftreinigungsgeräten 

unmittelbar 25 % Strom + 
Wärme 

Pandemieabhängigkeit, Abschaltung von mobilen 
Luftreinigungsgeräten in Räumen, die 
uneingeschränkt belüftbar sind (Räume der 
Kategorie 1 nach Umweltbundesamt) 

9 Lüftungsanlagen bis zum Beginn der 
Heizperiode außer Betrieb nehmen, wo 
Fensterlüften möglich  

unmittelbar 100 % Strom Pandemieabhängigkeit berücksichtigen 

10 Außenbeleuchtung repräsentativer 
öffentlicher Gebäude abschalten  

unmittelbar  Strom Analog zur EnSikuMaV des BMWK 

11 Weitere Umrüstung auf LED in der Innen- 
und Außenbeleuchtung  

unmittelbar  Strom  

12 Durchführung hydraulischer Abgleich im 
Heizungssystem in Vorbereitung auf die 
Heizperiode 

Unmittelbar, 
dauerhaft 

 Wärme Häufig kurzfristig nicht umsetzbar, aber als 
dauerhafte Aufgabe der Heizungsoptimierung 
wichtig. Anforderungen des EnSimiMaV des BMWK 
beachten.  

13 Absenkung der Raumtemperatur in Sport- 
und Turnhallen  

ab Beginn 
Heizperiode 

5 % Wärme Sporthallen-DIN 18032-1 empfiehlt mindestens 17° 
Raumtemperatur für Sporthallen.  

14 Reduzierung der Raumbeleuchtung in 
Sport- und Turnhallen 

unmittelbar    

15 Anpassung der saisonalen Betriebszeiten 
von Eissporthallen (z. B. November bis 
März) 

Winter   Konkrete Entscheidung muss anhand lokaler 
Vereinbarungen und Rahmenbedingungen 
(Vereine/Liga-Verträge) getroffen werden 

16 Reduzierung der 
Helligkeit/Beleuchtungsstärke bei 
Außensportanlagen (Flutlicht) 

unmittelbar    

17 Reduzierung der Raumtemperaturen in 
Räumen der öffentlichen Verwaltung 
weiteren öffentlichen Einrichtungen  

ab Beginn 
Heizperiode 

10-15 %  Wärme Die EnSikuMaV des Bundes ab 01.09. trifft 
Regelungen dazu.  

18 Raumtemperatur in Schulen 
 

ab Beginn 
Heizperiode 

  Schulen sind von der EnSikuMaV grundsätzlich 
ausgenommen. Möglicherweise Abschluss von 
Zielvereinbarungen in den Ländern über 
Raumtemperaturen in Schulen.  

19 Betriebszeiten Heizung und Lüftung 
anpassen/prüfen/reduzieren  

ab Beginn 
Heizperiode/ 
unmittelbar 

 Wärme 
Strom 

 

20 Reduzieren der Temperaturen in bspw. 
Fluren, Treppenhäusern öffentlicher 
Einrichtungen 

ab Beginn 
Heizperiode 

 Wärme Analog zur EnSikuMaV des BMWK 

21 Veranstaltungen im öffentlichen Raum mit 
Einsparverpflichtungen durchführen  

Unmittelbar  Strom+ 
Wärme 

Veranstaltungen wie Lichterfestivals, 
Weihnachtsmärkten, Stadtfesten bleiben möglich. 
Möglichkeit Veranstalter/Betreiber zu verpflichten, 
20% Energieeinsparungen zu realisieren.  

22 Reduzierung der Temperatur in den 
Nachbrennkammern von Krematorien von 
850 Grad auf 750 Grad  

unmittelbar  Wärme Laut Bundesimmissionsschutzverordnung ist eine 
Temperatur von 850 Grad vorgeschrieben. Aus 
diesem Grund bedarf dieser Weg einer 
Ausnahmegenehmigung der zuständigen 
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Aufsichtsbehörden oder einer Änderung der 
Verordnung.  

23 Anpassung des Raumkonzepts in Museen 
(energiesparende Lagerung/Präsentation 
der Exponate, Verdichtung der Sammlung 
auf bestimmte Räume) 

unmittelbar  Strom Der Deutsche Museumsbund hat Empfehlungen zu 
Energieeinsparungen in Museen entwickelt. 

24 Organisatorische Maßnahmen im 
Bühnenbetrieb 
(Anpassung/Harmonisierung der 
Betriebszeiten; Reduzieren des Proben- 
und Vorstellungsbetriebs) 

unmittelbar  Strom + 
Wärme 

Der Deutsche Bühnenverein hat Empfehlungen zur 
Energieeinsparungen für die Theater entwickelt. 

25 Außenrückgabe bei Bibliotheken 
einschränken 

unmittelbar  Strom Der Deutsche Bibliotheksverband hat Empfehlungen 
zu Energieeinsparungen für die Bibliotheken 
entwickelt. 

26 Bestände mit besonderen klimatischen 
Anforderungen in besonders geeigneten 
Räumen zusammenführen (Archive, 
Bibliotheken, Museen) 

unmittelbar  Strom  

      

Begleitende Maßnahmen (Kampagnen, Aufklärung, Sensibilisierung) 

27 Verstärkte Dokumentation und Kontrolle 
von Verbrauchswerten (Messung von 
Verbrauchswerten und Sollwerte-
Abgleich) 

unmittelbar    

28 Kampagne zur Sensibilisierung der 
Nutzerinnen und Nutzer zur 
Energieeinsparung 

unmittelbar    

29 Schulungen von Hausmeisterinnen und 
Hausmeistern 

unmittelbar    

30 Laufende Baumaßnahmen prüfen und 
Energiestandards umsetzen 

unmittelbar   kurzfristig umsetzbar, aber nicht kurzfristig wirksam 

31 Nutzerkampagnen für energiebewusstes 
Verhalten wie „Mission E“ und „Energie 
gewinnt“ intensivieren  

mittelfristig 10 % alle   

32 Ausgabe von einfachen Thermometern zur 
individuellen Selbstkontrolle der 
Temperatur in öffentlichen Gebäuden 

ab Beginn 
Heizperiode 

   

33 Untersagung des Betriebs individueller 
mobiler Elektroheizgeräte  

ab Beginn 
Heizperiode 

   

34 Abschaltung verzichtbarer Verbraucher in 
Gebäuden (Kühlschränke, 
Getränkeautomaten, etc.) 

    

35 Beratung und Begehungen durch (externe) 
Energieberater 

    

 



herzog
Textfeld

       Anlage zu TOP 7

















